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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Kraske, Frau Tübler, Thürk, 

Frau Schleicher, Ziegler, Rommerskirchen, Dr. Wörner, Stahlberg, Löher, Handlos, 
de Terra, Biehle, Entrup, Kroll-Schlüter und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/3105 - 

betr. Wehrgerechtigkeit 


Der Bundesminister der Verteidigung hat mit Schreiben vom 
7. Februar 1975 die Kleine Anfrage im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister des Innern und dem Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung wie folgt beantwortet: 


1. Wie groß wird - nadi Jahren auf geschlüsselt - die Zahl der als 
„wehrdienstfähig' 1 Gemusterten sein, die - ohne Berücksichti- 
gung der anerkannten Wehrdienstverweigerer - in den Jahren 
1976 bis 1985 bei gleichbleibendem Friedensumfang der Bundes- 
wehr nicht zum Grundwehrdienst herangezogen werden können? 


In den Jahren 1976 bis 1985 werden von den zum Wehrdienst 
heranstehenden Must erungsjahr gangen Wehrdienstfähige (ein- 
schließlich der Freiwilligen) in folgendem Umfang für den 
Dienst in den Streitkräften oder vergleichbaren Diensten (Bun- 
desgrenzschutz und Polizeivollzugsdienste) nicht benötigt: 


1976 = 

65 000 

1981 = 

128 000 

1977 = 

82 000 

1982 = 

129 000 

1978 = 

97 000 

1983 = 

141 000 

1979 = 

110 000 

1984 = 

144 000 

1980 = 

117000 

1985 = 

136 000 


Außerdem: In den letzten Jahren wurden jährlich 17 000 Wehr- 
pflichtige für den zivilen Bevölkerungsschutz und Katastrophen- 
schutz vom Grundwehrdienst freigestellt. Diese 17 000 Wehr- 
pflichtigen sind nach bisheriger Regelung von den oben ange- 
führten Zahlen noch abzuziehen. 


2. Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, bei entsprechender 
Erhöhung der Zahl der zur Verfügung stehenden Plätze auch 
solche Wehrpflichtige zu einem Zivildienst einzuberufen, die 
nicht anerkannte Kriegsdienstverweigerer sind, aber wegen der 
Stärke ihres Geburtsjahrganges nicht zum Grundwehrdienst 
herangezogen werden können? 
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Ist die Bundesregierung bejahendenfalls bereit, dem Bundestag 
Vorschläge für die erforderlichen Gesetzesänderungen vorzu- 
legen? 

Die Bundesregierung sieht diese Möglichkeit nicht. Nach Arti- 
kel 12 a Abs. 2 des Grundgesetzes kann nur derjenige zu einem 
Zivildienst verpflichtet werden, der aus Gewissensgründen den 
Kriegsdienst mit der Waffe verweigert. 


3. Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, die Zahl der Plätze im 
Zivil- und Katastrophenschutz zu erhöhen? 


Nein. 


3.1 Wieviel Plätze stehen zur Zeit zur Verfügung? 

Das Stärkesoll des Katastrophenschutzes beträgt rund 600 000 
Helfer (1 Prozent der Bevölkerung des Bundesgebietes). 


3.2 Wieviel Plätze sind zur Zeit besetzt? 

Zur Zeit sind rund 425 000 Plätze besetzt. Bis zum 31. Oktober 
1974 wurden rund 85 000 Wehrpflichtige, die sich auf minde- 
stens zehn Jahre zum Dienst im Zivil- und Katastrophenschutz 
verpflichtet haben, vom Wehrdienst freigestellt. Nach den von 
den Bundesministern des Innern und der Verteidigung aufgrund 
gesetzlicher Ermächtigung getroffenen Vereinbarungen können 
insgesamt 113 000 Wehrpflichtige der Geburtsjahrgänge 1946 
bis 1955 zum Dienst als freiwillige Helfer im Zivil- und Kata- 
strophenschutz freigestellt werden. 

Die jährliche Freistellungsquote von Wehrpflichtigen pro 
Musterungsjahrgang für den Dienst im Zivil- und Katastrophen- 
schutz beträgt zur Zeit 17 000 Wehrpflichtige. 


3.3 Welche Erweiterungsmöglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung - nach Jahren auf geschlüsselt - für die Jahre 1976 
bis 1985? 

Die Bundesregierung sieht zur Zeit keine Erweiterungsmög- 
lichkeiten. Begründung: Eine Heraufsetzung der Jahresquote 
von 17 000 Wehrpflichtigen würde zu einem un ausgewogenen 
Verhältnis zwischen der Zahl der freiwilligen Helfer und der 
materiellen Ausstattung des Katastrophenschutzes führen. Die 
finanziellen Mittel für den Katastrophenschutz reichen zur Sub- 
stanzerhaltung aus, ermöglichen aber nicht die Ausbildung und 
Ausstattung zusätzlicher Helfer über den derzeitigen Rahmen 
hinaus. 


3.4 Welche Kosten würden dabei entstehen? 

Die Beantwortung entfällt im Hinblick auf die Antwort zur 
Frage 3.3. 
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4. Welche konkreten Möglichkeiten sieht die Bundesregierung über 
die in letzter Zeit mehrfach geäußerten Hoffnungen hinaus, die 
Zahl der Zivildienstplätze in den kommenden Jahren zu er- 
höhen? Welche quantitativen Ziele hat die Bundesregierung 

dabei — nach Jahren aufg e sdilüss e lt für di e Jahre 1976 bis 

1985, und welche Kosten werden dadurch entstehen? 

In den vergangenen Jahren ist die Zahl der Zivildienstplätze 
erhöht worden (vorhandene Plätze im Januar 1970 = 4700, 
1971 = 5800, 1972 =8000, 1973 = 11 100, 1974 = 16 700, 
1975 = 22 500). Die Bundesregierung beabsichtigt, die Zahl der 
Dienstplätze im Laufe des Jahres 1975 auf 30 000 zu erhöhen. 

Für den Planungszeitraum 1976 bis 1985 können noch keine An- 
gaben gemacht werden. Aber die Bundesregierung ist entschlos- 
sen, ein ausgewogenes Verhältnis bei der Heranziehung Wehr- 
pflichtiger zum Wehr- und Zivildienst durch prozentual gleiche 
Quotierung bei der Einberufung sicherzustellen. 

Nach den Erfahrungen der vergangenen Jahre geht die Bundes- 
regierung davon aus, daß für 1000 Zivildienstleistende rund 
10 Millionen DM jährlich zur Verfügung gestellt werden müs- 
sen. 


5. Hält es die Bundesregierung für möglich und erwägenswert, 
Zivildienstleistende in wesentlich, höherem Maße als bisher für 
Aufgaben des Umweltschutzes einzusetzen? 

Die Bundesregierung hält' es für möglich und auch für erwä- 
genswert, mehr Zivildienstleistende für den Umweltschutz ein- 
zusetzen. Dabei ist aber die Priorität des Einsatzes im sozialen 
Bereich, wie sie in § 1 des Zivildienstgesetzes geregelt ist, zu 
beachten. Solange Plätze im sozialen Bereich verfügbar sind, 
wird die Zahl der Plätze im Bereich des Umweltschutzes nicht 
gesteigert werden. Die zur Zeit angestellten Modellversuche er- 
möglichen aber, daß kurzfristig notwendig werdende Kapazitä- 
ten zur Verfügung gestellt werden können. 

5.1 Wieviel derartige Plätze könnten nach Ansicht der Bundes- 
regierung bis 1985 geschaffen werden? 

Diese Frage kann zur Zeit nicht beantwortet werden. Wieviel 
Plätze im Bereich des Umweltschutzes bis 1985 geschaffen wer- 
den, hängt nicht zuletzt von der Zahl der Kriegsdienstverwei- 
gerer und den verfügbaren Haushaltsmitteln ab. 

5.2 Wieviel Kosten würden dabei entstehen? 

Auch hier ist davon auszugehen, daß 1000 Zivildienstpflichtige 
rund 10 Millionen DM jährlich kosten. 

5.3 Welche Kosten könnten bei der Erledigung unabweisbar auf 
die Gemeinschaft zukommender Aufgaben durch Wehrpflich- 
tige eingespart werden? 

Es wird davon ausgegangen, daß mit dem in der Frage verwen- 
deten Begriff Wehrpflichtige die Zivildienstpflichtigen gemeint 
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sind. Sie können nach § 1 des Zivildienstgesetzes grundsätzlich 
zu allen Aufgaben, die dem Allgemeinwohl dienen, herange- 
zogen werden. Welche Kosten bei Erledigung unabweisbar 
auf die Gemeinschaft zukommender Aufgaben durch die Be- 
schäftigung Zivildienstpflichtiger eingespart werden können, 
hängt in erster Linie von der Art der Aufgaben ab. Da die Be- 
sdiäftigungsmöglidikeiten für Zivildienstpflichtige im sozialen 
Bereich derzeit ausreichen, hat die Bundesregierung keine Erhe- 
bungen darüber angestellt. 


6. Sieht die Bundesregierung andere Möglichkeiten, „wehrdienst- 
fähig" Gemusterte, die wegen der Stärke ihres Geburtsjahrgan- 
ges nicht zürn Grundwehrdienst herangezogen werden können, 
in Gemeinschaftsdiensten einzusetzen? Wenn ja, wo und in wel- 
chem Umfang? Welche Kosten würden dabei entstehen bzw. 
wären dadurch einzusparen? 

Die Bundesregierung sieht zur Zeit keine Möglichkeit, über die 
freiwillige Tätigkeit von Wehrpflichtigen im Zivil- und Kata- 
strophenschutz hinaus Wehrdienstfähige in anderen Gemein- 
schaftsdiensten einzusetzen. Nach Artikel 12 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes darf niemand zu einer bestimmten Arbeit gezwungen 
werden, es sei denn im Rahmen einer herkömmlichen allgemei- 
nen, für alle gleichen öffentlichen Dienstleistungspflicht. Im Rah- 
men dieser Möglichkeiten sieht Artikel 12 a Abs. 1 des Grund- 
gesetzes vor, daß Wehrpflichtige außer zum Dienst in den Streit- 
kräften nur zum Dienst im Bundesgrenzschutz oder in einem 
Zivilschutzverband verpflichtet werden können. Trotz des Ge- 
setzes über das Zivilschutzkorps vom 12. August 1965 wurde 
ein Zivilschutzkorps aus finanziellen Gründen nicht aufgestellt. 
Die Bundesregierung sieht gegenwärtig auch keine Möglich- 
keit, dieses Gesetz zu realisieren. 

Die personellen Kosten eines im Zivilschutzkorps einzusetzen- 
den Wehrpflichtigen würden sich entsprechend den Kosten 
eines Wehrpflichtigen in den Streitkräften auf mindestens 
12 000 DM im Jahr belaufen. 


7. Bedeutet die Äußerung von Bundesverteidigungsminister Georg 
Leber in der ZDF-Sendung „Blickpunkt" vom 12. November 
1974 er denke nicht daran, „die Frage nach einer Wehrsteuer 
in diesem Zusammenhang wieder aufzugreifen", daß die Bundes- 
regierung den Gedanken an eine materielle Ausgleichsabgabe 
für alle „wehrdienstfähig" Gemusterten, aber nicht zum Dienst 
herangezogenen, endgültig .auf ge geben hat? 

Ist damit der in der Antwort der Bundesregierung auf die Kleine 
Anfrage der Fraktion der CDU/CSU (Drucksache 7/2020 vom 
22. April 1974) erwähnte Auftrag an die im November 1973 ein- 
gesetzte interministerielle Arbeitsgruppe „die Einführung einer 
Ausgleichs abgabe (zu) prüfen", hinfällig geworden, oder welche 
Ergebnisse haben die Beratungen dieser Arbeitsgruppe inzwi- 
schen erbracht? 

Eine interministerielle Arbeitsgruppe prüft im Rahmen ihrer 
Aufgabe, die Frage der Wehrgerechtigkeit im Zusammenhang 
mit der neuen Wehrstruktur zu untersuchen, auch die seit Jah- 
ren in der Öffentlichkeit diskutierte Problematik einer Wehr- 
steuer oder Ausgleichsabgabe. Hierbei werden die damit ver- 
bundenen negativen Aspekte, die seit dem entsprechenden Vor 
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schlag der sogenannten Adorno-Kommission strittig sind, aber 
zu berücksichtigen sein. Die Bundesregierung geht davon aus, 
daß in dieser Legislaturperiode eine endgültige Entscheidung 
hierüber nicht getroffen wird. 


8. Wann beabsichtigt die Bundesregierung, dem Bundestag ihre 
Vorschläge für eine Neuordnung des Verfahrens zur Prüfung 
und Anerkennung von Kriegsdienstverweigerern vorzulegen, 
nachdem Bundesminister Georg Leber im Bulletin der Bundes- 
regierung vom 2. Oktober 1974 angekündigt hatte, eine Arbeits- 
gruppe unter Leitung des Bundesbeauftragten für den Zivildienst 
werde bis zum 30. November 1974 den Entwurf einer entspre- 
chenden Gesetzesnovelle ausarbeiten? Wie erklärt die Bundes- 
regierung die offenkundig eingetretene Verzögerung? 

Die vom Bundesminister der Verteidigung angekündigte Ar- 
beitsgruppe der Bundesregierung hat ihre Vorschläge zur Neu- 
ordnung des Verfahrens zur Anerkennung als Kriegsdienst- 
verweigerer ausgearbeitet. Der Entwurf für eine entsprechende 
Gesetzesnovelle ist noch nicht vorgelegt worden, weil verfas- 
sungsrechtliche Fragen zu prüfen sind. Die Bundesregierung 
erörtert aufgrund einer Vereinbarung mit den Fraktionen der 
SPD und FDP im Deutschen Bundestag die Vorschläge ihrer 
Arbeitsgruppe und die Vorschläge einer Arbeitsgruppe der 
Koalitionsfraktionen, um eine ausgewogene Lösung zu erzielen. 


9. Warum hat die Bundesregierung nicht längst Vorschläge zur 
Änderung des Prüfungsverfahrens gemacht, wie sie die Fraktion 
der CDU/CSU seit Mai 1974 fordert, da solche Änderungen 
auch nach den weitergehenden Vorstellungen des Bundesmini- 
sters der Verteidigung erforderlich wären, von allen Sachkun- 
digen für überfällig gehalten werden und dazu beitragen könn- 
ten, die derzeit entstandene Rechtsunsicherheit zu beseitigen? 


Eine ausgewogene und der Schwierigkeit des Problems ange- 
messene Lösung erfordert eine sorgfältige Prüfung, vor allem 
in verfassungsrechtlicher Hinsicht. Eine bloße Modifizierung 
des geltenden Anerkennungs Verfahrens, die kurzfristig mög- 
lich wäre, kann das Problem nicht lösen. Rechtsunsicherheit 
ist durch die Ankündigung, das Prüfungsverfahren für Kriegs- 
dienstverweigerer zu ändern, nicht entstanden. 
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